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Artikel 23
1. Der Generaldirektor legt der nächstfolgenden Tagung" der Konferenz einen zu­

sammenfassenden Auszug aus den ihm von den Mitgliedern nach den Artikeln 19 
und 22 übermittelten Auskünften und Berichten vor.

2. Jedes Mitglied stellt den für die Zwecke von Artikel 3 als maßgebend anerkann­
ten Verbänden eine Abschrift der dem Generaldirektor nach den Artikeln 19 und 22 
übermittelten Auskünfte und Berichte zu.

Artikel 24
Richtet ein Berufsverband von Arbeitnehmern oder Arbeitgebern an das Inter­

nationale Arbeitsamt eine Beschwerde, daß irgendein Mitglied die Durchführung eines 
Übereinkommens, dem es beigetreten ist, nicht in befriedigender Weise sichergestellt ■ 
habe, so kann der Verwaltungsrat sie der betreffenden Regierung übermitteln und 
diese Regierung ednladen, sich in einer ihr geeignet erscheinenden Weise zur Sache zu 
äußern.

Artikel 25
Geht von der betreffenden Regierung binnen angemessener Frist keine Erklärung 

ein oder hält der Verwaltungsrat die erhaltene Erklärung nicht für befriedigend, so 
hat er das Recht, die Beschwerde und gegebenenfalls die Antwort zu veröffentlichen.

Artikel 26
1. Jedes Mitglied kann beim Internationalen Arbeitsamt Klage gegen ein anderes 

Mitglied einreichen, das nach seiner Ansicht die Durchführung eines von beiden Teilen 
nach den vorstehenden Artikeln ratifizierten Übereinkommens nicht in befriedigender 
Weise sicherstellt.

2. Der Verwaltungsrat kann sich, wenn er es für angebracht hält, mit der Regierung, 
gegen die sich die Klage richtet, auf die in Artikel 24 bezeichnete Weise in Verbindung 
setzen, bevor er einen Untersuchungsausschuß nach dem weiter unten angegebenen 
Verfahren mit der Angelegenheit betraut.

3. Hält es der Verwaltungsrat nicht für nötig, der betreffenden Regierung die Klage 
mitzuteilen, oder geht auf seine Mitteilung nicht binnen angemessener Frist eine 
befriedigende Antwort ein, so kann er einen Untersuchungsausschuß einsetzen, der die 
strittige Frage zu prüfen und darüber zu berichten hat.

4. Das gleiche Verfahren kann vom Verwaltungsrat entweder von Amts wegen oder 
auf Grund der Klage eines zur Konferenz entsandten Delegierten angewendet werden.

5. Kommt eine auf Grund der Artikel 25 oder 26 aufgeworfene Frage vor den Ver­
waltungsrat, so hat die betreffende Regierung, falls sie nicht schon im Vejrwaltungs- 
rat vertreten ist, das Recht, einen Vertreter als Teilnehmer an den Beratungen des 
Verwaltungsrates in dieser Angelegenheit zu entsenden. Der für diese Beratungen 
bestimmte Zeitpunkt wird der betreffenden Regierung angemessene Zeit vorher mit­
geteilt.

Artikel 27
Wird eine Klage nach Artikel 26 an einen Untersuchungsausschuß verwiesen, so ist 

jedes Mitglied verpflichtet, mag sein Interesse an der Klage ein unmittelbares sein 
oder nicht, dem Ausschuß zum Gegenstand der Klage alle Aufschlüsse zu geben, über 
die es verfügt.

Artikel 28
Nach eingehender Prüfung der Klage verfaßt der Untersuchungsausschuß einen 

Bericht, worin er seine Feststellungen über sämtliche für den Streitfall bedeutsamen 
Tatfragen niederlegt, und die ihm geeignet erscheinenden Maßnahmen, die der klagen­
den Regierung Genüge tun sollen, sowie eine Frist für die Durchführung dieser Maß­
nahmen empfiehlt.

Artikel 29
1. Der Generaldirektor des Internationalen Arbeitsamtes teilt den Bericht des Unter­

suchungsausschusses dem Verwaltungsrat und jeder an dem Streitfall interessierten 
Regierung mit und veranlaßt seine Veröffentlichung.

2. Jede dieser Regierungen hat dem Generaldirektor des Internationalen Arbeits­
amtes binnen drei Monaten mitzuteilen, ob sie die in dem Bericht des Ausschusses 
enthaltenen Empfehlungen annimmt oder nicht und, falls sie diese nicht annimmt, 
ob sie den Streitfall dem Internationalen Gerichtshof zu unterbreiten wünscht.

Artikel 30
Trifft ein Mitglied bezüglich eines Übereinkommens £>der einer Empfehlung die 

nach Artikel 19 Absatz 5 b), 6 b) oder 7 b) i) erforderlichen Maßnahmen nicht, so hat 
jedes andere Mitglied das Recht, den Verwaltungsrat anzurufen. Findet der Verwal­
tungsrat, daß das Mitglied die erforderlichen Maßnahmen nicht getroffen hat, so be­
richtet er darüber an die Konferenz.

Artikel 31
Die Entscheidung des Internationalen Gerichtshofes über eine Klage oder eine ihm 

nach Artikel 29 unterbreitete Streitfrage ist endgültig.

Artikel 32
Etwaige Schlußfolgerungen oder Empfehlungen des Untersuchungsausschusses kön­

nen vom Internationalen Gerichtshof bestätigt, abgeändert oder aufgehoben werden.
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